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A n z e i g e

Über 30 Jahre lang war Max 
Schweizer im diplomatischen 
Dienst. Jetzt baut er einen 
Kurs auf, in dem Berufsleute 
für das internationale Parkett 
geschult werden.

interview Sidonia Küpfer 

Herr Schweizer, Sie haben während 
dreier Jahrzehnte als Diplomat die 
Interessen der Schweiz vertreten.  
Nun wechseln Sie in die Lehre. Warum?
Max Schweizer: Vom Diplomatischen 
Dienst habe ich mich mit 62 Jahren 
pensionieren lassen, ich hatte genü­
gend Einzahljahre. Seit dem Tag der 
Pensionierung bin ich als Dozent an 
der Zürcher Hochschule für Ange­
wandte Wissenschaften (ZHAW) ange­
stellt, genauer an der School of Ma­
nagement and Law. Seit Jahren pflege 
ich Beziehungen zu Universitäten und 
Hochschulen; jetzt kann ich zwei 
Steckenpferde miteinander verbinden 
– und ein neues Angebot aufbauen.

Im Kurs «Foreign Affairs And Applied 
Diplomacy» bilden Sie internationale 
Praktiker aus. Was müssen diese 
können?
Schweizer: Sie brauchen ein Grund­
verständnis für diese Domäne und 
Kenntnisse von internationalen wie na­
tionalen Strukturen und Institutionen. 

Machen Sie doch ein Beispiel! 
Schweizer: Was bedeutet es, wenn 
eine Parlamentarierin aus Burma in 
die Schweiz kommt und von drei, vier 
Bundesräten empfangen wird? Ist das 
eine Abweichung vom Protokoll, und 
handelt es sich gar um einen «Staats­
besuch», wie bestimmte Medien schrie­
ben? Solches richtig einschätzen zu 
können, kann wichtig sein.

In Schaffhausen sind die Kontakte 
zum süddeutschen Raum vielfältig. 
Sind die Leute ennet der Grenze so  
anders als die Schweizer, dass es einen 
solchen Kurs braucht?
Schweizer: Grenzüberschreitende 
Kontakte über den Rhein zu Nachbar­
gemeinden funktionieren in der Regel 
sehr gut. Aber wenn man sich etwas ins 
Landesinnere begibt, und sei es nur 
schon nach Zürich, Bern oder Stutt­
gart, so sieht das rasch nuanciert an­
ders aus. 

Nehmen wir Deutschland als wichtigs-
ten Schweizer Handelspartner. Was 
geben Sie Geschäftsleuten mit, die dort 
tätig sind?
Schweizer: Erlauben Sie mir eine Vor­
bemerkung: Im Grunde ist nicht 

Deutschland, sondern das Bundesland 
Baden-Württemberg unser wichtigster 
Handelspartner. Mir fällt auf, dass 
unser Wissen über die Exporte nach 
Baden-Württemberg verschwindend 
klein ist. Ich kenne keinen Experten, 
der mir erklären kann, was zwischen 
diesen beiden Handels- und Investi­
tionsräumen im Detail abläuft. Das ist 
doch erstaunlich.

Und im politischen Bereich?
Schweizer: Seit Stuttgart 21 sehen wir 
ein Erwachen des deutschen Bürgers 
mit «basisdemokratischen Regungen». 
Das müsste von der Politikwissen­
schaft jetzt behandelt werden. Ich 
wünschte mir etwas weniger durch den 
Schweizer Nationalfonds finanzierte 
Genderforschung und mehr Engage­
ment im «angewandten Bereich» unse­
rer nationalen Interessen.

Was sind die häufigsten Fehler, die 
Schweizer international machen?
Schweizer: Ich staune immer wieder 
über helvetische Fehlinvestitionen in 

Deutschland und Österreich. Ich frage 
mich manchmal, ob unsere Leute im 
nahen Ausland zu naiv sind und sich zu 
leicht über den Tisch ziehen lassen, 
weil sie meinen, sie kennen Partner 
und Geografie. Tatsächlich aber laufen 
die Dinge jenseits der Grenze oft mar­
kant anders.

Welche Unterschiede sind am  
wichtigsten?
Schweizer: Zum Beispiel die Bedeu­
tung der Betriebsräte oder das System 
der Kündigungen. In der Schweiz kann 

man Angestellte relativ einfach entlas­
sen. Wenn man das verantwortungs­
voll macht, ist das eine wichtige Quali­
tät, sofern man an Investitionen und 
notwendigen Strukturanpassungen in­

teressiert ist. Ein Blick nach Spanien, 
mit einer Jugendarbeitslosigkeit von 
50  Prozent, zeigt, was für ein Schaden 
mit einem rigorosen Kündigungsschutz 
angerichtet wird. Auch in Deutschland 
ist es schwieriger als bei uns, jeman­
den zu entlassen, das sollte in den Kal­
kulationen langfristig bedacht werden. 

Aktuell sind die politischen Beziehun-
gen zu Deutschland belastet. Sind das 
diplomatische Versäumnisse? 
Schweizer: Die «Diplomatie» ist gewis­
sermassen immer schuld, wenn ein 
Problem zwischen zwei Staaten nicht 
zügig gelöst werden kann … Der kul­
turhistorische Fortschritt besteht, poin­
tiert formuliert, darin, dass man die Di­
plomaten dafür nicht mehr exekutiert – 
wie es etwa auch zwischen Byzanz und 
Rom erfolgte. Die Unterschiede zwi­
schen der Schweiz und den Nachbar­
ländern haben historische Gründe.

Welche?
Schweizer: 1847/48 setzte sich die 
Schweiz in Europa als einzige moderne 
staatliche Einheit ohne Monarch durch. 
Die «kleine Bauernrepublik» wurde für 
viele politische Vordenker in anderen 
Ländern zum Vorbild. Rund um uns wa­
ren zentralistische Systeme mit Fürs­
ten oder Königen die Norm. Unser Be­
wusstsein ist anders, das manifestiert 
sich im Steuerkontext ganz deutlich.

Wo sehen Sie dies?
Schweizer: Wenn bei uns der Staat die 
Steuern direkt vom Lohn abziehen 
würde, gäbe das wohl fast eine Revolu­
tion der Bürger. In anderen Ländern ist 
das völlig selbstverständlich. Bei uns 
wird die Steuerbehörde als ein not­
wendiges Übel betrachtet, in anderen 
Ländern ist sie eine Autorität mit 
entsprechendem Auftritt. Wir haben 
unterschiedliche Traditionen und Hal­
tungen, daraus ergibt sich ein Teil des 
heutigen Problems.

Ist das Scheitern des Steuerabkommens 
mit Deutschland ein Beinbruch?
Schweizer: Nein, überhaupt nicht! Man 
sollte sich davon nicht zu sehr beein­
drucken lassen. Zwei demokratisch ge­
wählte Regierungen haben nach bes­
tem Wissen und mit viel Engagement 
diesen Vertrag ausgehandelt und sogar 
noch nachgebessert. Nun findet ein 
Teil der deutschen Politik, wiederum 
«basisdemokratisch», das reiche noch 
nicht. Den daraus resultierenden politi­
schen Prozess muss man in aller Ruhe 
sich entwickeln lassen und dann neu 
beurteilen. In der Zwischenzeit aber 
sollten wir Finanzminister Wolfgang 
Schäuble und seinem Team und unse­
rem Team Blumensträusse senden: Sie 
haben sich sehr viel Mühe gegeben, 
den schwierigen Übergang in eine neue 
Ära zu gestalten.

«Die Diplomatie ist immer schuld»

Max Schweizer wechselt von der Diplomatie in die Lehre und will Berufsleuten mit 
internationalen Kontakten das nötige Rüstzeug mitgeben.� Bild zvg/Killian Kessler

«Wenn bei uns der Staat  
die Steuern direkt vom Lohn 

abziehen würde, gäbe  
das fast eine Revolution»

Schweineseuche

1200 Tiere mussten 
im Appenzell  
geschlachtet werden
Appenzell/Bern Die Schweineseuche 
PRRS ist noch nicht ausgestanden. In 
einem Schweinezuchtbetrieb in Appen­
zell Innerrhoden mussten gestern we­
gen des Virus 1200 Tiere geschlachtet 
werden. Das Bundesamt für Veterinär­
wesen verbot am Abend den Import 
von Schweinesperma, -eizellen und 
-embryonen. Für den betroffenen Be­
trieb sei es eine Katastrophe, sagte der 
Kantonstierarzt beider Appenzell, Sa­
scha Quaile, gestern an einer Medien­
konferenz in Appenzell. An die 250 
Sauen wurden geschlachtet; ihr Fleisch 
wird normal verwertet, da das PRRS-
Virus für Menschen ungefährlich ist. 
Die 1000 Ferkel des Betriebs wurden 
direkt auf dem Hof getötet. Verstär­
kung erhielten die Behörden vom Vete­
rinäramt Zürich, das eine spezielle 
Equipe nach Appenzell schickte.

Finanzieller Schaden unbekannt
Der Entscheid für diese «drastische 

Massnahme» war laut Quaile gestern 
Morgen gefällt worden, da bei 14 Tie­
ren des Betriebs der Virus gefunden 
worden war. Man habe daher davon 
ausgehen müssen, dass sehr viele Tiere 
des Betriebes infiziert seien. Wie gross 
der finanzielle Schaden durch die 
PRRS-Seuche ist, kann laut dem In­
nerrhoder Landeshauptmann (Regie­
rungsrat) Lorenz Koller noch nicht ge­
sagt werden. Die Sache werde sicher 
ein juristisches Nachspiel haben, sagte 
er. Zur Unterstützung der Arbeiten 
steht auch der kantonale Führungsstab 
im Einsatz. Zu seinen Aufgaben gehö­
ren laut Quaile die Absperrung von 
Betrieben, die Betreuung der Besitzer­
familie und Kurierdienste.

Sofortiges Importverbot verhängt
Das Bundesamt für Veterinärwe­

sen (BVET) setzte das Importverbot 
für Schweinesperma, -eizellen und -em­
bryonen auf gestern Abend um 21 Uhr 
in Kraft. Die Sperre gilt bis Ende Ja­
nuar 2013. Die Nachbeprobungen in 
drei Seuchenbetrieben wurden derweil 
intensiviert, wie das BVET in einem 
am Nachmittag verbreiteten Communi­
qué mitteilte.

Vergangene Woche wurden in der 
Ostschweiz 27 Schweinezuchtbetriebe 
wegen der Schweineseuche PRRS ge­
sperrt. Betroffen sind Betriebe in den 
Kantonen St. Gallen, Thurgau, beide 
Appenzell, Schaffhausen und im Fürs­
tentum Liechtenstein. Sie hatten infi­
ziertes Schweinesperma aus Deutsch­
land importiert. 72 besamte Sauen 
mussten bereits früher geschlachtet 
werden. Bei den Blutproben der ge­
schlachteten Sauen stellte sich heraus, 
dass in drei Betrieben eine Infektion 
stattgefunden hatte. (sda)


